
 

 

 

 

STANDPUNKT  

STEFFEN KAMPETER  

 

Katherina Reiche hat recht 

 

Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche hat vergangene Woche 
ausgesprochen, was viele in der Politik lieber verdrängen: Die bisherigen 
rentenpolitischen Beschlüsse und das gesamte Reformportfolio reichen nicht 
aus, um Deutschland wieder nach vorne zu bringen.  

Unser Land steht vor einer doppelten Herausforderung: Die Bevölkerung altert 
rapide, während gleichzeitig das Arbeitsvolumen stagniert. Die Folge: Immer 
weniger Erwerbstätige müssen immer mehr Rentner finanzieren. Das kann auf 
Dauer nicht gutgehen.  

Ihre Schlussfolgerung ist ebenso klar wie für manche unbequem: Wir müssen 
mehr und auch länger arbeiten. Wir Arbeitgeber unterstützen diese Klarheit 
ausdrücklich. Denn wer die Realität anerkennt, kann auch gestalten.  

Arbeitgeberpräsident Dr. Rainer Dulger hat es auf den Punkt gebracht: „50 
Prozent Sozialversicherungsbeitrag sind keine Verheißung, sondern ein 
Warnsignal.“  

Es ist die Pflicht einer Bundeswirtschaftsministerin, auf diese Schieflage 
hinzuweisen. Koalitionsverträge dürfen die Demographie nicht ignorieren. Dafür 
hat Katherina Reiche viel Gegenwind erhalten – aber keine Gegenstimme hat 
bislang plausibel erklären können, wie unser Land der drohenden Implosion der 
sozialen Sicherungssysteme bzw. dem Beitrags-Tsunami realistisch begegnen 
soll.  

Das aktuelle Rentenpaket der Bundesregierung ist die teuerste Sozialreform 
dieses Jahrhunderts. Selbst in wirtschaftlich guten Zeiten wäre es 
sozialpolitischer Irrsinn, denn es löst keine der demographischen 
Herausforderungen. Im Gegenteil: Es untergräbt das Vertrauen der jüngeren 



Generation in die Solidität des Rentensystems. Es ist, als würde man mit einem 
Eimer Wasser ein sinkendes Schiff retten wollen.  

Was aber ist eine realistische Rentenpolitik? Wir haben da ein paar Ideen:  

• Abschaffung der abschlagsfreien „Rente mit 63“: Sie setzt falsche 
Anreize zur Frühverrentung und verschärft den Fachkräftemangel – 
gerade in einer alternden Gesellschaft. 

• Generell muss die Lebensarbeitszeit steigen – idealerweise gekoppelt an 
die steigende Lebenserwartung. Das Renteneintrittsalter müsste damit 
nicht mehr politisch diskutiert werden. 

• Rentenanpassungen müssen sich an der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit orientieren. Eine dauerhafte Festschreibung des 
Rentenniveaus gefährdet die Generationengerechtigkeit. 

• Mehr Netto vom Brutto: Wer mehr verdient, arbeitet auch lieber in Vollzeit 
– und zahlt dann auch mehr in die Sozialversicherungen ein. 

Franz Müntefering war der letzte Sozialdemokrat, der beim Thema Rente 
Klartext gesprochen hat. Katherina Reiche knüpft daran an – das verdient 
Respekt.  

Diesen Klartext brauchen wir nicht nur in der Rentenpolitik, sondern in der 
gesamten Betrachtung unserer sozialen Sicherungssysteme. Wer angesichts 
der Mega-Verschuldung auch noch eine Lücke von mehr als 170 Milliarden Euro 
im Bundeshaushalt hat, muss sich dringend fragen, ob das Status-quo-Denken 
tatsächlich der Weisheit letzter Schluss ist. Das Rendezvous mit der Realität 
muss weitergehen.  

 
Es grüßt Sie herzlich,  

Ihr Steffen Kampeter  
Hauptgeschäftsführer  

 

 


